
Gesetzliche Grundlagen UG 2002 
 
§ 51. Begriffsbestimmungen
(2)  
26. Der Umfang der Studien ist im Sinne des Europäischen Systems zur Anrechnung von 
Studienleistungen (European Credit Transfer System – ECTS, 253/2000/EG, Amtsblatt 
Nr. L 28 vom 3. Februar 2000) in ECTS-Anrechnungspunkten anzugeben. Mit diesen 
Anrechnungspunkten ist der relative Anteil des mit den einzelnen Studienleistungen 
verbundenen Arbeitspensums zu bestimmen, wobei das Arbeitspensum eines Jahres 1 500 
Echtstunden zu betragen hat und diesem Arbeitspensum 60 Anrechnungspunkte zugeteilt 
werden. 
 

Aus den Erläuterungen:  
Die Zuteilung der ECTS-Anrechnungspunkte hat nach der workload der Studierenden zu 
erfolgen. Das ist die Arbeitszeit der Studierenden, die nichts mit der Semestereinteilung zu 
tun hat. Die Anrechnungspunkte spiegeln den quantitativen Arbeitsanteil wider, der für jede 
Einheit im Verhältnis zum geforderten Studienpensum für den erfolgreichen Abschluss einer 
Ausbildung an der Bildungseinrichtung aufgewendet werden muss (d.h. Vorlesungen, 
praktische Arbeiten, Seminare, Tutorien, Exkursionen, Eigenstudium in der Bibliothek und zu 
Hause, Prüfungsvorbereitungen, Prüfungen und andere Formen der Leistungsbewertung, 
etc.). Die Kontaktstunden sind Teil der workload. Studierende haben ein Recht zu wissen, 
wie viele Kontaktstunden Teil der workload sind. Im Zusammenhang mit der Einführung von 
ECTS ist auch entsprechendes Informationsmaterial über das Lehrangebot bereitzustellen, 
welches beispielsweise Diagramme zum Aufbau der Studien, eindeutige Beschreibung der 
Studien/Lehrveranstaltungsbeschreibungen, Angabe der Anrechnungspunkte für die einzelnen 
Komponenten zu enthalten hat. 

 
 
§ 54. Bakkalaureats-, Magister-, Diplom- und Doktoratsstudien 
 
(3) Der Arbeitsaufwand für Bakkalaureatsstudien hat 180 ECTS-Anrechnungspunkte und 
für Magisterstudien mindestens 120 ECTS-Anrechnungspunkte zu betragen. 
 
(4) Der Arbeitsaufwand für Doktoratsstudien hat mindestens 120 ECTS-
Anrechnungspunkte zu betragen. Beträgt der Arbeitsaufwand mindestens 240 ECTS-
Anrechnungspunkte, so darf das Studium als „Doctor of Philosophy“-Doktoratsstudium 
bezeichnet und der akademische Grad „Doctor of Philosophy“, abgekürzt „PhD“, verliehen 
werden. 
 
§ 58. Akademischer Grad und Bezeichnung für die Absolventinnen 
und Absolventen von Universitätslehrgängen 
(1) Im Curriculum eines Universitätslehrgangs dürfen im jeweiligen Fach international 
gebräuchliche Mastergrade festgelegt werden, die den Absolventinnen und Absolventen 
jener Universitätslehrgänge zu verleihen sind, deren Zugangsbedingungen, Umfang und 
Anforderungen mit Zugangsbedingungen, Umfang und Anforderungen entsprechender 
ausländischer Masterstudien vergleichbar sind. 
 
(2) Wenn Abs. 1 nicht zur Anwendung kommt, darf die Bezeichnung „Akademische …“ 
bzw. „Akademischer …“ mit einem die Inhalte des jeweiligen Universitätslehrganges 
charakterisierenden Zusatz festgelegt werden, die den Absolventinnen und Absolventen 
jener Universitätslehrgänge zu verleihen ist, die mindestens 60 ECTS-Anrechnungspunkte 
umfassen. 
 
(3) Den Urkunden über die Verleihung der Bezeichnung dürfen fremdsprachige 
Übersetzungen angeschlossen werden, wobei die Benennung der Universität und des 
ausstellenden Organs sowie die Bezeichnung selbst nicht zu übersetzen sind. 
 

Eräuterungen 
Im Sinne einer internationalen Vergleichbarkeit sollen im Curriculum eines 
Universitätslehrganges im jeweiligen Fach international gebräuchliche Mastergrade 
festgelegt werden dürfen, die Absolventinnen und Absolventen jener 
Universitätslehrgänge zu verleihen sind, deren Zugangsbedingungen, Umfang und 
Anforderungen mit Zugangsbedingungen, Umfang und Anforderungen entsprechender 
ausländischer Masterstudien vergleichbar sind. Sollte der Universitätslehrgang 
mindestens 60 ECTS-Anrechnungspunkte umfassen, ist es auch möglich, eine 
Bezeichnung „Akademische ...“ bzw. „Akademischer ...“ mit einem die Inhalte des 
jeweiligen Universitätslehrganges charakterisierenden Zusatz festzulegen. Den 



Urkunden über die Verleihung der Bezeichnung dürfen weiterhin fremdsprachige 
Übersetzungen angeschlossen werden, in denen wie bisher der Name der Universität 
und das ausstellende Organ nicht zu übersetzen sind. 

 
 
§ 78. Anerkennung von Prüfungen 
1) Positiv beurteilte Prüfungen, die ordentliche Studierende an einer anerkannten 
inländischen oder ausländischen postsekundären Bildungseinrichtung, einer berufsbildenden 
höheren Schule, einer Höheren Anstalt für Lehrer- und Erzieherbildung, in Studien an 
anerkannten inländischen Bildungseinrichtungen, deren Zugang die allgemeine 
Universitätsreife erfordert, oder in einem Lehrgang universitären Charakters abgelegt 
haben, sind auf Antrag der oder des ordentlichen Studierenden vom für die 
studienrechtlichen Angelegenheiten zuständigen Organ bescheidmäßig anzuerkennen, 
soweit sie den im Curriculum vorgeschriebenen Prüfungen gleichwertig sind. Die an einer 
inländischen Universität oder an einer Universität der Europäischen Union oder des 
Europäischen Wirtschaftsraumes für ein Fach abgelegten Prüfungen sind für das gleiche 
Fach im weiteren Studium desselben Studiums an einer anderen inländischen Universität 
jedenfalls anzuerkennen, wenn die ECTS-Anrechnungspunkte gleich sind oder nur 
geringfügig abweichen. Solche Anerkennungen können im Curriculum generell festgelegt 
werden. Die Anerkennung von Prüfungen, die entgegen der Bestimmungen des § 63 
Abs. 8 und 9 an einer anderen Universität abgelegt wurden, ist ausgeschlossen. 
 

§ 63 Zulassung zu ordentlichen Studien 
(8) Die gleichzeitige Zulassung für dasselbe Studium an mehr als einer Universität in Österreich ist 
unzulässig. Weitere Zulassungen für dasselbe Studium an anderen Universitäten leiden im Sinne des § 
68 Abs. 4 Z 4 AVG an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler und sind von der Bundesministerin oder 
dem Bundesminister von Amts wegen für nichtig zu erklären. 
 
(9) Die Ablegung von Prüfungen für ein Studium an einer anderen als der Universität der Zulassung ist 
nur zulässig, wenn 

1. das Curriculum eines gemeinsam mit einer anderen Universität eingerichteten Studiums dies 
vorsieht; 

2. das für die studienrechtlichen Angelegenheiten zuständige Organ die Ablegung der Prüfung an der 
anderen Universität im Voraus genehmigt, weil die Ablegung der betreffenden Prüfung an der 
Universität, an der die oder der Studierende für dieses Studium zugelassen ist, nicht möglich ist, oder 

3. es sich um Prüfungen auf der Grundlage neuer Medien, insbesondere von On-line-
Studienangeboten handelt. 

 


